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1

Einleitung

Kindesentführungen sind keine neuartige Erscheinung. Schon im Alten Testa-
ment wird über den Fall einer Kindesentführung berichtet: König Salomo richtet
über den Streit zweier Frauen, die beide behaupten die Mutter desselben Kindes'
zu sein. Auf Salomos Vorschlag hin, das Kind mit einem Schwert zu zerteilen, und jeder der vermeintlichen Mütter eine Hälfte zu geben, bietet eine der beiden

,. Frauen an, zugunsten des Lebens des Kindes auf dieses zu verzichten. Salomo

i" schließt hieraus, dass dies die leibliche Mutter des Kindes sei, die aus wahrer
Liebe heraus sein Leben schonen wollte und übergibt ihr das Kind (I. Könige 3,
16-28). Neu ist jedoch der internationale Charakter der Kindesentführungen:
Durch die wachsende Mobilität der Bevölkerung ist die Anzahl der gemischt-
nationalen Ehen und als deren Kehrseite, die Anzahl von gescheiterten interna-
tionalen Partnerschaften und internationalen Kindesentführungen durch einen

; Elternteil seit dem 2. Weltkrieg stark angestiegen.

I
Das Auseinanderbrechen einer Beziehung ist für alle Beteiligten, insbesondere
aber für die betroffenen Kinder, schmerzhaft. So ist zwar das Recht des Kindes,
Kontakt zu beiden Elternteilen zu pflegen!, sowie das Recht der Eltern zur ge-
meinschaftlichen Pflege und Erziehung ihrer Kinder anerkannt. In der Praxis
sind es jedoch häufig die Eltern selbst, die die Rechte des Kindes oder die
Rechte des anderen Elternteils vereiteln. Sind die Eltern nicht mehr in der Lage,
eine vernünftige Lösung für sich selbst und ihr Kind zu finden, kann das Kind -

wie schon König Salomo feststellte -nicht halbiert werden. Oder mit den Wor-
ten von Prof Shapira ausgedrückt: "Frequently a penny-weight of parental love
is worth apound of child custody law,J. Bei mangelnder elterlicher Kooperation
sind die Gerichte dazu aufgerufen, über das Sorgerecht nach der Trennung der
Eltern zu entscheiden. Ein Sorgerechtsverfahren ist schon auf nationaler Ebene
konfliktbelastet. Die Probleme potenzieren sich bei internationalen Sorgerechts-
streitigkeiten. Weite Entfernungen, unterschiedliche nationale Rechte, Kultu-
runterschiede, Vollstreckungsprobleme und national geprägte Gerichtsentschei-
dungen machen internationale Sorgerechtskonflikte zu einem undurchdringli-
chen Dschungel. Nicht selten versuchen Eltern, sich diese Situation zu nutze zu
machen und vollendete Tatsachen zu schaffen, indem sie ihr Kind eigenmächtig
ins Ausland verbringen. So wird Distanz zum früheren Partner oder zu gerichtli-
chen Entscheidungen im früheren Aufenthaltsstaat samt deren Vollstreckung

I Vgl. z. B. Art. 24 der Charta der Grundrechte der EU, Art 10 11 UN-Kinderrechtskonvention
2 Vgl z. B. Art. 7 der Charta der Grundrechte der EU, Art. 18 UN-Kinderrechtskonvention, Art 8

EMRK.
3 .\'hapira. 214 Rec. des Cours (198911), 127,210.



geschaffen und zugleich die Chance auf eine positive Sorgerechtsentscheidung
im Zufluchtsstaat eröffnet.

Ende der 70iger Jahre setzte sich die Auffassung durch, dass zum Schutz der
Kinder gegen eigenmächtige Kindesmitnahmen über nationale Grenzen hinaus
Mittel gefunden werden müssten: Das Ergebnis ist das Haager Übereinkommen
über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung vom 25.
Oktober 1980 ("HKÜ"). Das HKÜ kann sicherlich allein auf grund der hohen
Anzahl von Vertragsstaaten -derzeit 754 -als erfolgreich angesehen werden.
Zudem zwingt es die Vertrags staaten über ihre Grenzen hinweg zur Zusammen-
arbeit. Das HKÜ ist heute ein wichtiges Puzzlestück im Rahmen des internatio-
nalen Kindschaftsrechts und spätere Übereinkommen, wie das KSÜ, erkennen
seine herausragende Bedeutung an. Nach der Grundintention des HKÜ sollen
entführte Kinder so schnell wie möglich in den Staat ihres gewöhnlichen Auf-
enthalts zurückgebracht werden. Nur aus einer begrenzten, eng umschriebenen
Anzahl von Gründen kann sich der Entführer der Anordnung einer Rückgabe v
des Kindes in den Herkunftsstaat erfolgreich widersetzen. Die vorliegende Ar- il
beit beschäftigt sich mit diesen als Ausnahmetatbestände bezeichneten Vor- u

~ schriften und damit den wohl heikelsten und umstrittensten Fällen bei der An- s~ ..
wendung des HKU. '=

Als Ausgangspunkt für die Auslegung der Ausnahmetatbestände dienen in die-
ser Arbeit die deutsche und US-amerikanische Rechtsprechung. Diese beiden
Staaten wurden ausgewählt, da die USA als einer der Staaten gilt, die das HKÜ
mustergültig anwenden, das heißt, dass die Gerichte in einem hohen Prozentsatz
der Fälle die Rückgabe des Kindes anordnen, während den deutschen Gerichten
international vorgeworfen wird, die Ausnahmetatbestände völkerrechtswidrig
auszudehnen und zu selten die Rückgabe von Kindern anzuordnen. Zudem ist
gerade das Verhältnis zwischen den USA und Deutschland interessant, da viele
Kindesentführungen zwischen diesen beiden Staaten erfolgen. So wurde im Jahr
1999 ein Drittel der in Deutschland eingehenden Anträge auf Rückgabe eines
Kindes von einem Elternteil in den USA gesteUt5, umgekehrt erfolgten etwa 10
% der Rückgabebegehren in den USA von Deutschland aus6. Über die Anwen-
dung des HKÜ ist es zwischen den USA und Deutschland zu diplomatischen 12
Spannungen gekommen. Den deutschen Gerichte wird vorgeworfen, das HKÜ
in zahlreichen Fällen zu verletzen, indem unter Berufung auf Art. 13 HKÜ die ::
Rückgabe von entführten Kindern abgelehnt und entgegen Art. 11 HKÜ die

15

4 Stand September 2004. 16
5 Permanent Bureau, Statistical Analysis 1999: Länderbericht Deutschland, S. 1.
6 Permanent Bureau, Statistical Analysis 1999: Länderbericht USA, S. 2.
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: Verfahren grundlos verzögert würden. In den USA mündete die Kritik Mitte
2000 in eine Resolution 7 des amerikanischen Kongresses, die sowohl vom US-

Repräsentantenhaus8 als auch vom US-Senat9 partei übergreifend einstimmig

angenommen wurde 1°. Die Resolution beschreibt unter anderem, dass sich ins-

besondere Deutschland regelmäßig auf Art. 13 HKÜ als Begründung für die

Ablehnung der Rückgabe berufen würde, anstatt die Anwendung dieser Vor-

schrift auf Ausnahmefälle zu beschränken. Der Kongress fordert alle Vertrags-

staaten, insbesondere Deutschland, Österreich und Schweden auf, ihren interna-

tionalen VeIpflichtungen aus dem Übereinkommen nachzukommen.

Auf Druck dieser Resolution wurde das Thema der internationalen Kindesent-

führungen auf höchster politischer Ebene zwischen den USA und Deutschland

diskutiert: Im Mai 2000 hat die damalige US-Außenministerin Madeleine Al-

bright in einem Gespräch mit dem Außenminister der Bundesrepublik Deutsch-

land, Joschka Fischer, auf Fälle von internationalen Kindesentführungen hinge-

wiesenll. Ebenso hat der damalige US-Präsident Bill Clinton bei seinem Besuch

in Berlin im Juni 2000 das Problem der von USA nach Deutschland entführten

und nicht zurückgegebenen Kinder bei Bundeskanzler Gerhard Schröder ange-

sprochen 12. Ein Bericht, herausgegeben von der US-amerikanischen Law Libra-

ry C?fCongress, aus dem Jahr 2000 wirft den deutschen Gerichten vor, zu viele

Rückgabeanträge abzulehnen!3. Eine Untersuchung des V.S. Department 01

Stole aus dem Jahr 2000 über die Anwendung des HKÜ im Ausland zählt

Deutschland zu den Staaten, die das HKÜ nicht in vollem Umfang einhalten 14.

Zur Beilegung der Konflikte wurde eine deutsch-amerikanische Expertengruppe

eingerichtet, die sich mit dem Thema der entführten Kinder im Verhältnis zwi-

schen den USA und der Bundesrepublik Deutschland regelmäßig befassr5. Die

Expertengruppe einigte sich auf Maßnahmen zur Beschleunigung der HKÜ-

Rückgabeverfahren in Deutschlandl6. Unter anderem wurde vereinbart, umstrit-

7 H.R. Con. Res 293, 1061h Cong., S5758 (2000), im Internet abrufbar unter

htto://www.thomas.loc.gov8 Am 235.2000.
9 Am 23.6.2000.
10 Johnson, 33 NYU JILP (2000), 125, 148; Die Welt vom 8.6.2000 "Was Kinder brauchen"

f 11 DepartmentofState, Hague Compliance Report 2001, S. 7; CNN.com vom 12.5.2000, "Elian Oon-

zalez spurs interest in international custody cases".
12 Interview mit Woifgang Weitzel, FF 2001,73,75; Departmenl DIStale, Hague Compliance Report

2001, S. 7; Uni ted States General Accounting Office, Report 2001, S. 3.
13 Law Library ofCongress, Report 2000 (Germany), S. 62
14 "Countries that are not fully compliant" (Departmenl of Stole, Hague Compliance Report 2000,

S6t)15 Interview mit Woifgang Weitzel, FF 2001,73,75; Departmenl of5'tate, Hague Compliance Report

2001, S. 7; United States General Accounling Office, Report 2001, S 3.
16 Interview mit Woifgang Weitzel, FF 2001, 73, 75; Departmenl DIStale, Hague Compliance Report

2001, S. 7; Süddeutsche Zeitung vom 28.7.2000, S. 6, "Deutschland und USA kooperieren bei Sor-
gcrechtskonflikten"
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tene Fälle innerhalb der folgenden sieben Tage vor Gericht zu bringen. Des D,
Weiteren wurde eine enge Zusammenarbeit zwischen den deutschen und den 2(
US-Behörden beschlossen!? Auf deutscher Seite wurde zudem am I. Oktober d~
2000 ein beim Bundesministerium der Justiz angesiedelter "Arbeitsstab zur g~
Beilegung internationaler Konflikte in Kindschaftssachen" eingerichtet 18, der
fachliche und organisatorische Unterstützung bietet. Ziel des Arbeitsstabes ist N
es, mit den zuständigen Behörden anderer Staaten zusammenzuarbeiten und FI
hierdurch grenzüberschreitende Sorgerechtsstreitigkeiten zu schlichten. H

re
Dabei steht jedoch außer Zweifel, dass weder die deutsch-amerikanische Ex- si
pertengruppe noch sonstige deutsche Behörden unmittelbaren Einfluss auf die fll
deutschen Gerichte nehmen können. Bundeskanzler Gerhard Schröder sagte in s~
diesem Zusammenhang, dass die Zeiten in denen der deutsche Staat regelmäßig BI
die Entscheidungen der Gerichte ändern würde, glücklicherweise vorbei seien19.
Anders ausgedrückt gilt in Deutschland das Prinzip der Gewaltenteilung, ein Z
Eingriff der Exekutive in die Judikative ist nicht möglich. bt

s(
Die Wellen der Entrüstung in den USA über die Handhabung des HKÜ in ei
Deutschland haben sich -nicht zuletzt auf grund des Einsatzes der deutsch- A
amerikanischen Expertengruppe und des Arbeitsstabes beim Bundesministerium dl
der Justiz -zwischenzeitlich etwas geglättet. In einem Bericht des Vnited State5' sI
General Accounting qffice vom April 200120 mit dem Thema "Changes to Ger- d,
many's Implementation ofthe Hague Child Abduction Convention" wurden bei- gl
spielsweise diverse deutsche Initiativen zur Beschleunigung von HKÜ-
Rückgabeverfahren21, zur Fortbildung von Richtern und zur Zuständigkeitskon-
zentration22 hervorgehoben. Zur Anwendung der Ausnahmevorschriften im
Rahmen von Rückgabeverfahren wurde lediglich angemerkt, dass die deutschen
Gerichte seit September 2000 weniger Ablehnungen auf Art. 13 Ib HKÜ ge-
stützt hätten23. Der Bericht wirft den deutschen Gerichten jedoch vor, Umgangs-
rechtsanordnungen häufig nicht zu vollstrecken24. Die Untersuchungen des V.S.

17 Süddeutsche Zeitung vom 28.7.2000, S 6, "Deutschland und USA kooperieren bei Sorgerechtskon-

flikten".
18 Siehe hierzu httD://www.bmi.bund.de.
19 CNNcom vom 16.2000, "Clinton's European trip moves to Germany".
20 Uni ted States General Accounting Office, Report 200 I.
21 Dass die Initiativen tatsächlich zum Erfolg geführt haben, belegt die deutsche Länderstatistik des

Jahres 2002, wonach in etwa 80 % der HKÜ-Rückgabeverfahren vor deutschen Gerichten der 6-
Wochen-Zeitraum (vgl Art. II 11 HKÜ) zwischen Antragseingang bei Gericht und erstinstanzli-

, chem Beschluss eingehalten worden war (Zentrale Behtirde. Länderstatistik Deutschland 2002)
_2 Gesetz zur Anderung von Zuständigkeiten nach dem Sorgcrechtsübereinkommens-AusführungsG -

vom 13.41999, der § 5 SorgeRÜbkAG abändert: Zuständig ist nunmehr das Familiengericht, in 25

dessen Bezirk ein Oberlandesgericht seinen Sitz hat, für den Bezirk dieses Oberlandesgerichts. I
23 United States General Accounting Office, Report 2001, S. 6 ,.
24 Uni ted States General Accounting Office, Report 2001, S. 8f. 21
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Departmenl 0/ Slale über die Einhaltung des HKÜ im Ausland aus den Jahren
en 2001 und 2003 ordnen Deutschland nunmehr nur noch in die Kategorie der be-
er denklichen Länder ein25. Die Bedenken beziehen sich insbesondere auf die man-
W" gelhafte Vollstreckung von RückgabebescWüssen.
er
st Nur am Rande sei angemerkt, dass auch im Verhältnis von Deutschland zu
Id Frankreich und zu Großbritannien Spannungen auf grund der Anwendung des

HKÜ bestehen. Im Oktober 1999 hat sich eine deutsch-französische Mediato-
rengruppe von deutschen und französischen Parlamentariern konstituiert, die

(- sich regelmäßig trifft, um in konkreten deutsch-französischen Sorgerechtskon-
ie tlikten vermittelnd tätig zu werden26. Im Verhältnis zu Großbritannien finden
n seit 1997 regelmäßig anglo-deutsche Richterkonferenzen statt, die sich unter
g anderem ebenfalls mit der Anwendung des HKÜ auseinandersetzen27.
I

11 Ziel dieser Arbeit ist es, in einem ersten Schritt zu den jeweiligen Ausnahmetat-
beständen die Rechtsprechung in den USA und Deutschland -deren Unter-

,: schiede und Gemeinsamkeiten -zu untersuchen und zu systematisieren sowie in
.einem zweiten Schritt zu einem Vorschlag für eine übereinkommenskonforme
.Auslegung der Ausnahmetatbestände zu gelangen. Für den zweiten Schritt wird

der Blick zusätzlich auf bemerkenswerte Rechtsprechung der übrigen Vertrags-
staaten gerichtet werden. Da sich insbesondere die englische Rechtsprechung in
der Vergangenheit als wegweisend herausgestellt hat, wird diese unter den übri-
gen Vertragsstaaten einen Großteil des Raumes einnehmen.

25 "Countries of Concern" (Department 01 Stole. Hague Compliance Report 2001, S. 7f und Hague

Compliance Report 2003, S. lOft).
U Interview mit Woifgong Weitzel, FF 2001, 73, 75f; Slaudinger. IPRax 2000, 448, 448f.
27 LowelPerry, FamRZ 1998, 1073, 1073; Schulz, FamRZ 2003, 352, 352.


